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Vorwort

Im Oktober 1990 hat sich die Deutsche Gesellschaft für Medizinrecht (DGMR) 
e. V. anlässlich ihres 4. Einbecker Workshops mit Rechtsfragen der Obduktion be-
fasst. Bereits damals standen Fragen zur Indikation, zur Erforderlichkeit und zur 
Form der Einwilligung bei der Obduktion im Vordergrund. Mit den damaligen Ein-
becker Empfehlungen der DGMR wurde der Gesetzgeber aufgerufen, rechtssichere 
Regelungen zu schaffen, die dazu führen, dass unter Wahrung der Grundrechtsposi-
tion des Verstorbenen und der Angehörigen im Interesse der Qualitätssicherung und 
des medizinischen Fortschritts Sektionen im erforderlichen Ausmaß durchgeführt 
werden können. Solche normativen Vorgaben sollten sich nicht nur auf klinische 
Sektionen beschränken, sondern auch Todesfälle außerhalb der Klinik umfassen, 
um auch dort berechtigten Anliegen – wie ärztlich-fürsorgerischen und epidemio-
logischen Erfordernissen – Rechnung zu tragen. Auch der 93. Deutsche Ärztetag in 
Würzburg hatte 1990 ein einheitliches Obduktionsgesetz gefordert, um der Vielfalt 
der Sektions- und Obduktionsarten mit unterschriftlichen Zielsetzungen, Vorausset-
zungen und unübersichtlichen Rechtsgrundlagen wirksam zu begegnen.

In den mehr als 20 Jahren, die seit dem vergangenen sind, hat sich indes die 
Hoffnung auf eine rechtssichere, einheitliche und vor allem praxistaugliche Rege-
lungsmaterie nicht erfüllt. Gerade die sehr unterschiedlichen Rechtsgrundlagen in 
den Landesgesetzen über das Leichen-, Bestattungs- und Friedhofswesen machen 
es den betroffenen Angehörigen und den Medizinern in der praktischen Umsetzung 
der oft widerstreitenden Interessen nicht leicht. Die klinische und anatomische 
Sektion ist nach derzeit allgemeiner Meinung auch im wissenschaftlichen Inter-
esse oder zu Ausbildungszwecken ohne Zustimmung des Verstorbenen oder seiner 
Angehörigen unzulässig. Die medizinische Forschungs- und Ausbildungssituation 
wird durch diese Zustimmungslösung nachhaltig beeinträchtigt; eine Widerspruchs-
lösung könnte hierbei viele Hindernisse in der praktischen Handhabung beseitigen. 
Gleichzeitig machen Negativbeispiele deutlich, dass den im Zusammenhang mit 
Organ- und Gewebehandel vorherrschenden wirtschaftlichen Interessen wirksam 
Einhalt geboten werden muss.

Die DGMR hat sich angesichts dieser nach wie vor unbefriedigenden Situation 
entschlossen, die bis heute ungeklärten Rechtsfragen der Obduktion und postmor-
talen Gewebespende noch einmal aufzugreifen und dazu einen Experten-Workshop 
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durchzuführen. Dazu konnten namenhafte Referenten gewonnen werden, die sich 
in Lehre, Klinik und Praxis mit der gesetzten Thematik bereits eingehend beschäf-
tigt haben. Die DGMR bleibt damit zugleich ihren satzungsgemäßen Aufgaben 
verpflichtet, auf dem Gebiet des Medizinrechts wissenschaftlich tätig zu sein, die 
interdisziplinären Beziehungen zwischen Recht und Medizin zu vertiefen und für 
ein besseres wechselseitiges Verständnis zu sorgen.

Im Zusammenhang mit den andauernden rechtspolitischen Diskussionen zur 
Novellierung des Transplantationsgesetzes stehen die rechtlichen und ordnungspo-
litischen Fragen zur Obduktion und postmortalen Gewebespende im Hintergrund 
und werden von grundsätzlichen Diskussionen über eine erweiterte Zustimmungs-
lösung oder eine Erklärungslösung im Zusammenhang mit der Organtransplantati-
on überlagert.

Die DGMR hat sich in ihren aktuellen Empfehlungen daher für eine gesetz-
liche Abkopplung der postmortalen Gewebespende von der Organtransplantation 
im Transplantationsgesetz ausgesprochen. Die DGMR fordert eine gesonderte ge-
setzliche Regelung der klinischen Obduktion und postmortalen Gewebespende, 
um insbesondere die seit Jahren niedrige Obduktionsquote in Deutschland nach-
haltig zu verbessern. Dabei ist zu berücksichtigen, dass die Obduktion neben der 
Todesursachenfeststellung vornehmlich der Qualitätssicherung ärztlicher Behand-
lungsmaßnahmen und der Gewinnung gesicherter epidemiologischer Erkenntnisse 
zu Krankheitsbildern dient. Bei über 95 % aller Verstorbenen bestehen derzeit in 
Deutschland keine autoptisch gesicherten Erkenntnisse über die eigentliche Todes-
ursache und etwaige Begleiterkrankungen. Die auf einer solchen unsicheren Daten-
lage beruhenden gesundheitspolitischen Entscheidungen zu Disease-Management-
Programmen, zu Prävention und strukturellen Maßnahmen der Krankenversorgung 
entsprechen daher nicht der eigentlich zu erwartenden Evidenz. Dies hat zugleich 
negative Auswirkungen auf die Qualität ärztlicher Diagnostik und Therapie und 
somit auf die Patientensicherheit.

Die DGMR hat die aufgeworfenen Rechtsfragen mit ausgewählten Experten 
aus Klinik und ärztlicher Praxis, mit Fachleuten aus den Gremien der ärztlichen 
Selbstverwaltung sowie Richtern, Rechtsanwälten, Strafverteidigern und Rechts-
wissenschaftlern eingehend diskutiert und dazu in bewährter Weise Empfehlungen 
verabschiedet. Diese sollen die Diskussion um die aufgeworfenen Rechtsfragen in 
der Ärzteschaft, in der Rechtsanwendung und Gesetzgebung bereichern. Das ab-
schließende Ergebnis der Tagung der DGMR ist in einem Empfehlungstext fest-
gehalten, den die an der Tagung beteiligten Referenten in der hier vorliegenden 
Fassung gemeinsam mit dem Präsidium der DGMR verabschiedet haben. Es ist 
damit zugleich gelungen, Empfehlungen zu erarbeiten, welche von allen Beteiligten 
des Workshops getragen werden und welche der Lehre und Rechtsprechung, aber 
auch den Selbstverwaltungsorganisationen im Gesundheitswesen und der Legislati-
ve neuen Impulse verleihen sollen.

Besonderer Dank gebührt an dieser Stelle allen Beteiligten, die in kenntnis-
reichem und engagiertem Einsatz zum Gelingen der vorliegenden Publikation bei-
getragen haben. Hervorheben möchten die Herausgeber hierbei insbesondere das 
Engagement der Referenten und die maßgebliche Hilfe des Springer-Verlages, ohne 

Vorwort
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deren Unterstützung die Publikation des vorliegenden Werkes nicht möglich ge-
wesen wäre. Die Herausgeber und die DGMR hoffen, dass das vorliegende Werk 
einen konstruktiven Beitrag und insbesondere einen Anstoß zur weiterführenden 
juristischen Debatte zu den Rechtsfragen der Obduktion und postmortalen Gewe-
bespende leistet.

Köln� Rechtsanwalt Dr. A. Wienke
im Februar 2012� Präsident der DGMR e.V. 
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I. Aus chirurgischer Sicht

1.	 Die moderne klinische Diagnostik hat sich apparativ und seitens des Labors 
wesentlich verbessert, sodass die post mortem-Diagnose nicht mehr in der frü-
her notwendigen Weise zu fordern ist, um wenigstens postmortal zu einer siche-
ren Diagnose zu gelangen („die klinischen Diagnosen sind heute sicherer als 
früher“).

2.	 Klinikärzte haben kein wesentliches Interesse an der Obduktion: sie ist zeitauf-
wendig, Morphologie spielt nicht mehr eine so große Rolle wie früher, auch 
schon in der Ausbildung nicht mehr. Das zeitliche Korsett der Klinikärzte ist zu 
eng, als dass man sich noch Zeit für eine Obduktion nehmen wollte. Bürokrati-
sche Erfordernisse wie Schreibarbeiten der verschiedensten Art, Dokumentation 
für ärztliche und abrechnungstechnische Belange spielen eine große, unabweis-
bare Rolle. Die Prioritäten ärztlicher Tätigkeit haben sich durch ärztliche und 
außerärztliche Einflüsse deutlich verschoben.

3.	 Furcht vor unliebsamen Überraschungen: im Falle einer Komplikation oder gar 
einer Fehldiagnose werden heute häufiger als früher sofort juristische Wege 
beschritten, mit für den betreffenden Arzt u. U. sehr unliebsamen Konsequenzen. 
Gedanklich und praktisch wird der eher leicht zu bewältigende Weg ohne Obduk-
tion beschritten getreu dem Sprichwort „was ich nicht weiß, macht mich nicht 

A. Wienke et al. (Hrsg.), Rechtsfragen der Obduktion und postmortalen Gewebespende, 
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heiß“. Diesbezügliche Skrupel lassen sich am einfachsten aus der Welt schaffen, 
wenn auf der Todesbescheinigung „natürlicher Tod“ angekreuzt wird. „Unklare 
Todesursache“ o. ä. führen nicht selten zu unerwünschten Weiterungen.

4.	 Verbot der Obduktion durch Angehörige.
5.	 „Aus logistischen Gründen“ und „der Einfachheit halber“ wird die Leiche häufig 

sehr schnell vom Bestatter abgeholt; wenn man nicht dringend an der Obduktion 
interessiert ist, ist die Leiche abgeholt, bevor sie in der Prosektur ankommt. Im 
umgekehrten Fall sollte man – bei erlaubter Obduktion – sehr genau darauf ach-
ten, dass obduziert wird; wird die Leicht vor der gestatteten Obduktion abgeholt, 
könnten seitens der Angehörigen leicht Missverständnisse aufkommen.

II. Aus pathologischer Sicht

Ad 1 – Aus Sicht der Pathologie muss diesem klinischen Eindruck widersprochen 
werden. Studien der letzten Jahre, die die klinischen Diagnosen und den Ob-
duktionsbefund verglichen haben, konnten zwar belegen, dass die Anzahl der 
klinisch nicht erkannten Diagnosen, die sich während der Obduktion als Grund-
leiden für den Tod des Patienten erweisen, gering rückläufig sind, der Anteil 
wird aber immer noch auf gut 8 % geschätzt. Zudem konnte gezeigt werden, dass 
klinische Abteilungen mit einer Obduktionsrate über 30 % eine deutlich niedri-
gere Komplikationsrate haben als Abteilungen mit niedrigerer Obduktionsrate. 
Aus Sicht des Qualitätsmanagements ist festzustellen, dass nur derjenige eine 
Chance hat, sich zu verbessern, der seine Arbeit auch kontrollieren lässt.

Ad 2 – Auch bei den Pathologen ist das Interesse an den Obduktionen – allen 
gegenteiligen Behauptungen zum Trotz – deutlich zurückgegangen. Mit dem 
Rückgang der Krankenhaus-eigenen Pathologien und der Ansiedlung von Pa-
thologie-Praxen an Krankenhäusern („outsourcing“) haben Wirtschaftlichkeits-
überlegungen eine zentrale Bedeutung erlangt. Da sich eine Obduktion für den 
Pathologen „nicht rechnet“, sondern für ihn ein Zuschusgeschäft darstellt, haben 
auch Pathologen kein Interesse daran, die Anzahl der Obduktionen zu halten 
bzw. zu steigern. Eine Reihe niedergelassener Pathologen führt auf Grund sol-
cher wirtschaftlicher Erwägungen grundsätzlich keine Obduktion mehr durch.

Ad 3 – Klinische Obduktionen werden nur durchgeführt, wenn auf der Todesbe-
scheinigung „natürlicher Tod“ angegeben ist; den Antrag stellt dann der kli-
nische Kollege. In den übrigen Fällen wird die Staatsanwaltschaft eingeschaltet, 
die Obduktion erfolgt dann in der Regel durch die Rechtsmedizin. Somit kann 
diese Verfahrensvariante keinen Einfluss auf die Anzahl der klinischen Obduk-
tionen haben.

Ad 4 – Angehörige können eine Obduktion weder genehmigen noch verbieten. 
Entscheidend ist allein der mutmaßliche Wille des Verstorbenen; dieser muss 
bei den nächsten Angehörigen gegebenenfalls erfragt werden. Daher ist es in 
Nordrhein-Westfalen im „Gesetz über das Friedhofs- und Bestattungswesen“ 
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geregelt, dass die Krankenhausträger verpflichtet sind, anlässlich des Abschlus-
ses eines Aufnahmevertrags nach der Einstellung zur Obduktion zu fragen. Da 
ein Verstoß gegen dieses Gesetz aber nicht sanktioniert wird, wird diese Frage 
bei der stationären Aufnahme in der Regel üblicherweise nicht gestellt.

Ad 5 – Das „logistische Problem“ ließe sich aus pathologischer Sicht bei gutem 
Willen aller Beteiligten und wirklichem Interesse an der Obduktion lösen.

Aus pathologischer Sicht kommt noch ein weiterer Punkt hinzu:
Wer bezahlt die Obduktion?
Die Durchführung einer klinischen Obduktion ist nur im Zusammenhang mit ei-

ner Krankenhausbehandlung möglich. Stirbt ein Patient zu Hause, existiert kein Ko-
stenträger, da die Krankenkassen nur bis zum Tode zuständig sind. Im Krankenhaus 
werden die Unkosten der Pathologie vielfach auf die einzelnen klinischen Abtei-
lungen umgelegt. Vor diesem Hintergrund kann die Durchführung einer Obduktion 
eine „Budget-Belastung“ bedeuten, die der klinisch tätige Kollege nicht zu tragen 
gewillt ist. Daher wurde der Vorschlag gemacht, die Unkosten für Obduktionen 
nicht den klinischen Abteilungen, sondern dem Qualitätsmanagement zuzurechnen, 
da die Obduktion als Maßnahme zur Qualitätssicherung zu verstehen ist.

Für Krankenhäuser „rechnet sich“ eine hohe Obduktionsfrequenz, da die Kosten 
der Krankenhausbehandlung durch die – nachzuweisende – Verringerung der Kom-
plikationen sinken und nicht selten auf Grund des Obduktionsergebnisses im DRG-
System ein höherer Fallwert abgerechnet werden kann, als dies ohne Kenntnis der 
durch die Obduktion gewonnen Zusatzerkrankungen möglich gewesen wäre.

Obduktion im klinischen Alltag 


